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Verabschiedung seiner Resolution 2664 (2022) im Allgemeinen begrüßend und ferner daran 
erinnernd, dass der Rat die humanitäre Ausnahmeregelung im Hinblick auf ihre Anwend-
barkeit auf das ISIL (Daesh)- und Al-Qaida-Sanktionsregime nach den Resolutionen 1267 
(1999), 1989 (2011) und 2253 (2015) bis Dezember 2024 überprüfen wird, 

 unter Betonung der wichtigen Rolle, die dem ISIL (Daesh)- und Al-Qaida-Sanktions-
ausschuss nach den Resolutionen 1267 (1999), 1989 (2011) und 2253 (2015) dabei zu-
kommt, mögliche Fälle der Nichteinhaltung der in Ziffer 1 bekräftigten Maßnahmen festzu-
stellen, namentlich seiner Rolle bei der Festlegung der geeigneten Vorgehensweise für jeden 
Fall, 

 unter Hinweis darauf, dass ISIL als eine Splittergruppe Al-Qaidas entstand, und ferner 
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 sich der Notwendigkeit bewusst, Maßnahmen zu ergreifen, um die Finanzierung des 
Terrorismus, terroristischer Organisationen und einzelner Terroristen, einschließlich aus Er-
trägen aus der organisierten Kriminalität, unter anderem der unerlaubten Produktion von 
Drogen und ihren chemischen Ausgangsstoffen und dem unerlaubten Handel damit, zu ver-
hüten und zu bekämpfen, selbst wenn keine Verbindung zu einer konkreten terroristischen 
Handlung vorliegt, und unter Hinweis auf Ziffer 5 der Resolution 1452 (2002), 

 unter erneutem Hinweis auf die zentrale Rolle der Vereinten Nationen, insbesondere 
ihres Sicherheitsrats, bei der Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus und unter Beto-
nung der wesentlichen Rolle, die der Arbeitsgruppe „Finanzielle Maßnahmen“ (FATF) bei 
der Festlegung globaler Standards für die Verhütung und Bekämpfung der Geldwäsche und 
der Finanzierung von Terrorismus und Proliferation sowie ihrem globalen Netzwerk von 
FATF-ähnlichen regionalen Gremien zukommt, 

 unter Hinweis auf seinen Beschluss, wonach die Mitgliedstaaten gehalten sind, der 
Belieferung von Terroristen mit Waffen, einschließlich Kleinwaffen und leichter Waffen, 
ein Ende zu setzen, sowie auf seine Aufforderung an die Staaten, Wege zur Intensivierung 
und Beschleunigung des Austauschs operativer Informationen über den Handel mit Waffen 
zu finden und die Koordinierung der Anstrengungen auf nationaler, subregionaler, regiona-
ler und internationaler Ebene zu verbessern, 

 unter nachdrücklicher Verurteilung des anhaltenden Stroms von Waffen, einschließ-
lich Kleinwaffen und leichter Waffen, unbemannten Flugsystemen und ihren Komponenten, 
Komponenten behelfsmäßiger Sprengvorrichtungen und militärischem Gerät, einschließlich 
tragbarer Flugabwehrsysteme, der zu und zwischen ISIL, Al-Qaida, ihren Unterorganisatio-
nen, mit ihnen verbundenen Gruppen, illegalen bewaffneten Gruppen und Kriminellen 
fließt, und die Mitgliedstaaten ermutigend, Netzwerke für die Beschaffung derartiger Waf-
fen, Systeme und Komponenten zwischen ISIL, Al-Qaida und den mit ihnen verbundenen 
Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen zu verhindern und zu unterbinden, so 
auch indem sie entsprechende Anträge auf die Aufnahme von Namen in die Sanktionsliste 
stellen, 

 mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über die Risiken, die in einer globalisierten Ge-
sellschaft von der Nutzung der Informations- und Kommunikationstechnologien, insbeson-
dere des Internets, und anderer neuer und aufkommender Technologien durch Terroristen 
und ihre Unterstützer zur Erleichterung terroristischer Handlungen ebenso ausgehen wie von 
ihrer Nutzung, um zu terroristischen Handlungen aufzustacheln, dafür anzuwerben, sie zu 
finanzieren oder sie zu planen, 

 unter Betonung der Notwendigkeit, wirksam dagegen vorzugehen, wie ISIL (Daesh), 
Al-Qaida und mit ihnen verbundene Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen 
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glaubwürdige Informationen vorliegen, die einen begründeten Anlass zu der Vermutung lie-
fern, dass sie in oder durch ihr Hoheitsgebiet reisen will, um sich an den in Ziffer 6 der 
Resolution 2178 (2014) beschriebenen Aktivitäten im Zusammenhang mit ausländischen 
terroristischen Kämpferinnen und Kämpfern zu beteiligen, und ferner erneut erklärend, dass 
die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, Bewegungen terroristischer Gruppen zu verhindern, 
im Einklang mit dem anwendbaren Völkerrecht, unter anderem durch wirksame Grenzkon-
trollen, und in diesem Zusammenhang zügig Informationen auszutauschen und die Zusam-
menarbeit zwischen den zuständigen Behörden zu verbessern, um Bewegungen von Terro-
risten und terroristischen Gruppen in und aus ihrem Hoheitsgebiet, die Belieferung von Ter-
roristen mit Waffen und Finanzgeschäfte zur Unterstützung von Terroristen zu verhindern, 

 mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über die steigende Zahl ausländischer terroristi-
scher Kämpferinnen und Kämpfer, die Gebiete bewaffneten Konflikts verlassen, in ihre Her-
kunftsländer zurückkehren, durch andere Mitgliedstaaten durchreisen, in diese einreisen 
oder in diese oder aus diesen umsiedeln, und den Mitgliedstaaten nahelegend, nach Bedarf 
innerhalb staatlicher Stellen und zwischen ihnen sachdienliche Informationen über Finanz-
ströme und Bewegungen ausländischer terroristischer Kämpferinnen und Kämpfer auszu-
tauschen, um das von ihnen ausgehende Risiko zu mindern, 

 mit der Aufforderung an die Mitgliedstaaten, über die geeigneten Kanäle und Verein-
barungen und im Einklang mit dem Völkerrecht und dem innerstaatlichen Recht weiter In-
formationen über Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen, die an terroristi-
schen Aktivitäten beteiligt sind, vor allem über ihre Belieferung mit Waffen und ihre Quel-
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dem Ausdruck seiner Empörung über ihre Ausbeutung und ihren Missbrauch, darunter Ver-
gewaltigung, sexuelle Gewalt, Zwangsverheiratung und Versklavung durch diese Einrich-
tungen, alle staatlichen und nichtstaatlichen Akteure, denen diesbezügliche Beweise vorlie-
gen, ermutigend, dem Rat diese Beweise sowie alle Informationen über eine mögliche  
finanzielle Unterstützung der Tatverantwortlichen durch Menschenhandel und damit zusam-
menhängende Formen von Ausbeutung und Missbrauch zur Kenntnis zu bringen, betonend, 
dass diese Resolution die Staaten verpflichtet, sicherzustellen, dass ihre Staatsangehörigen 
und in ihrem Hoheitsgebiet befindliche Personen keine Gelder, finanziellen Vermögens-
werte oder wirtschaftlichen Ressourcen zugunsten von ISIL zur Verfügung stellen, und fest-
stellend, dass jede Person oder Einrichtung, die im Zusammenhang mit dieser Ausbeutung 
und diesem Missbrauch direkt oder indirekt Gelder an ISIL überweist, für die Aufnahme in 
die Liste durch den Sanktionsausschuss in Betracht kommt, 

 unter Hinweis 
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lichen Ressourcen von ihren Staatsangehörigen oder von in ihrem Hoheitsgebiet befindli-
chen Personen direkt oder indirekt zugunsten solcher Personen zur Verfügung gestellt werden; 

Reiseverbot 

 b) die Einreise dieser Personen in oder ihre Durchreise durch ihr Hoheitsgebiet zu 
verhindern, mit der Maßgabe, dass diese Bestimmung keinen Staat dazu verpflichtet, seinen 
eigenen Staatsangehörigen die Einreise in sein Hoheitsgebiet zu verweigern oder ihre Aus-
reise zu verlangen, und dass diese Bestimmung keine Anwendung findet, wenn die Ein- oder 
Durchreise zur Durchführung eines Gerichtsverfahrens erforderlich ist oder wenn der Sank-
tionsausschuss, stets im Einzelfall, feststellt, dass die Ein- 



 S/RES/2734 (2024) 
 

9/10 24-10318 
 

Al-Qaida verbundenen Personen, Gruppen, Unternehmen oder Einrichtungen, einschließ-
lich der auf der ISIL (Daesh)- und Al-Qaida-Sanktionsliste verzeichneten, stehen oder diese 
auf andere Weise unterstützen, für die Aufnahme in die Liste in Betracht kommen; 

 6. bestätigt, dass die Bestimmungen in Ziffer 1 a) auf alle Arten von Finanzmitteln 
und wirtschaftlichen Ressourcen Anwendung finden, so unter anderem auf für die Bereit-
stellung von Webhosting- und damit zusammenhängenden Diensten eingesetzte Finanzmit-
tel und Ressourcen, die zur Unterstützung von Al-Qaida, ISIL und anderen Personen, Grup-
pen, Unternehmen oder Einrichtungen auf der ISIL (Daesh)- und Al-Qaida-Sanktionsliste 
genutzt werden; 

 7. bestätigt, dass die Bestimmungen in Ziffer 1 a) auf Gelder, finanzielle Vermö-
genswerte oder wirtschaftliche Ressourcen Anwendung finden, die auf der Liste stehenden 
Personen oder zu ihren Gunsten möglicherweise im Zusammenhang mit ihrer Reisetätigkeit, 
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Sonderbeauftragte des Generalsekretärs für sexuelle Gewalt in Konflikten, im Rahmen ihres 
jeweiligen Mandats, in Bezug auf Initiativen und Strategien zur Eindämmung sexueller und 
geschlechtsspezifischer Gewalt im Kontext bewaffneter Konflikte; 

 18. ersucht das Team für analytische Unterstützung und Sanktionsüberwachung, im 
Rahmen seiner Konsultationen mit Mitgliedstaaten auch glaubwürdige Fälle von Menschen-
handel und sexueller Gewalt durch ISIL (auch bekannt als Daesh), Al-Qaida und mit ihnen 
verbundene Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen zu erörtern und dem Sank-
tionsausschuss nach Bedarf über diese Erörterungen Bericht zu erstatten; 

 19. bekundet seine zunehmende Besorgnis darüber, dass die Resolutionen 1267 
(1999), 1989 (2011), 2199 (2015) und 2253 (2015) nicht durchgeführt werden, insbesondere 
dass die Mitgliedstaaten dem Sanktionsausschuss ungenügend über die Maßnahmen Bericht 
erstatten, die sie ergriffen haben, um seinen Bestimmungen nachzukommen, fordert die Mit-
gliedstaaten auf, die erforderlichen Maßnahmen zur Erfüllung ihrer Verpflichtung nach Zif-
fer 12 der Resolution 2199 (2015) zu ergreifen, dem Ausschuss über jeden in ihrem Hoheits-
gebiet unterbundenen Transfer von Erdöl, Erdölprodukten, modularen Raffinerien und da-
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eines risikoorientierten Ansatzes, und zugleich darauf hinzuwirken, die Auswirkungen auf 
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(„financial intelligence units“, FIUs), bessere Kapazitäten und Verfahrensweisen für den 
Informationsaustausch innerhalb der Regierungen und zwischen ihnen zu schaffen, und for-
dert die Mitgliedstaaten außerdem auf, die Integration und Nutzung finanzpolizeilicher In-
formationen mit anderen Arten von Informationen, über die die nationalen Regierungen ver-
fügen, zu verbessern, um die Bedrohungen, die im Zusammenhang mit der Terrorismus-
finanzierung von ISIL, Al-Qaida und den mit ihnen verbundenen Personen, Gruppen, Un-
ternehmen und Einrichtungen ausgehen, wirksamer zu bekämpfen; 

 34. beschließt, dass die Mitgliedstaaten zu dem Zweck, ISIL, Al-Qaida, und die mit 
ihnen verbundenen Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen daran zu hindern, 
Explosivstoffe jeder Art, gleichviel ob militärische, zivile oder improvisierte Explosivstoffe, 
sowie Rohstoffe und Komponenten, die zur Herstellung behelfsmäßiger Sprengvorrichtun-
gen oder unkonventioneller Waffen verwendet werden können, so unter anderem auch che-
mische Komponenten, Detonatoren, Sprengschnüre oder Gifte, zu erwerben, zu handhaben, 
zu lagern, einzusetzen oder den Zugang dazu zu suchen, geeignete Maßnahmen ergreifen, 
um darauf hinzuwirken, dass ihre Staatsangehörigen, ihrer Hoheitsgewalt unterstehende Per-
sonen und in ihrem Hoheitsgebiet eingetragene oder ihrer Hoheitsgewalt unterstehende Ein-
richtungen, die an der Herstellung, dem Verkauf, der Lieferung, dem Kauf, dem Transfer 
und der Lagerung solcher Materialien beteiligt sind, erhöhte Wachsamkeit üben, auch durch 
den Erlass bewährter Verfahren, und legt ferner den Mitgliedstaaten nahe, Informationen 
auszutauschen, Partnerschaften einzugehen und nationale Strategien und Kapazitäten zu ent-
wickeln, um gegen behelfsmäßige Sprengvorrichtungen vorzugehen; 

 35. regt an, dass die Mitgliedstaaten, auch über ihre Ständigen Vertretungen, und 
die zuständigen internationalen Organisationen zur eingehenden Erörterung einschlägiger 
Fragen mit dem Sanktionsausschuss zusammentreffen; 

 36. legt allen Mitgliedstaaten eindringlich nahe, bei der Umsetzung der in Ziffer 1 
genannten Maßnahmen sicherzustellen, dass falsche, gefälschte, gestohlene und verlorene 
Reisepässe und sonstige Reisedokumente so bald wie möglich im Einklang mit den inner-
staatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten für ungültig erklärt und aus dem Ver-
kehr gezogen werden, und mit den anderen Mitgliedstaaten über die INTERPOL-Datenbank 
Informationen über diese Dokumente auszutauschen; 

 37. legt den Mitgliedstaaten nahe, im Einklang mit ihren innerstaatlichen Rechts-
vorschriften und Gepflogenheiten in ihren nationalen Datenbanken befindliche Informatio-
nen über falsche, gefälschte, gestohlene und verlorene Identitäts- oder Reisedokumente, die 
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ausschuss benannt worden sind, unter Benutzung ziviler Luftfahrzeuge aus ihrem Hoheits-
gebiet ausreisen oder versuchen, in oder durch ihr Hoheitsgebiet zu reisen, und bekräftigt 
ferner seine Aufforderung an die Mitgliedstaaten, jede derartige Ausreise aus ihrem Hoheits-
gebiet oder jeden derartigen Versuch, in oder durch ihr Hoheitsgebiet zu reisen, zu melden 
und diese Informationen, soweit angezeigt und im Einklang mit den innerstaatlichen Rechts-
vorschriften und internationalen Verpflichtungen an den Staat der Ansässigkeit oder Staats-
angehörigkeit oder an die Länder, in die diese Personen zurückkehren, durch die sie reisen 
oder in die sie umsiedeln, und an die zuständigen internationalen Organisationen weiterzu-
leiten und sicherzustellen, dass die Vorab-Passagierinformationen von allen zuständigen Be-
hörden analysiert werden, unter voller Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
mit dem Ziel, Reiseverstöße und Reisen von Terroristen zu verhüten, aufzudecken und zu 
untersuchen; 

 41. bekräftigt seinen Beschluss in Resolution 2396 (2017), wonach die Mitglied-
staaten zur Durchführung der Richtlinien und Empfehlungen der Internationalen Zivilluft-
fahrt-Organisation (ICAO) Kapazitäten zur Sammlung, Verarbeitung und Analyse von Da-
ten aus Fluggastdatensätzen aufbauen und dafür sorgen werden, dass alle ihre zuständigen 
nationalen Behörden diese Daten unter voller Achtung der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten nutzen und weitergeben, um terroristische Straftaten und damit zusammenhängende 
Reisen von Terroristen zu verhüten, aufzudecken und zu untersuchen, bekräftigt seine Auf-
forderung an die Mitgliedstaaten, die Vereinten Nationen und anderen internationalen, re-
gionalen und subregionalen Institutionen, technische Hilfe, Ressourcen und Kapazitätsauf-
bauhilfe für Mitgliedstaaten bereitzustellen, damit diese solche Kapazitäten anwenden kön-
nen, legt den Mitgliedstaaten erneut nahe, soweit angezeigt Daten aus Fluggastdatensätzen 
an die betroffenen Mitgliedstaaten weiterzuleiten, um ausländische terroristische Kämpfe-
rinnen und Kämpfer, die in die Länder ihrer Herkunft oder Staatsangehörigkeit zurückkeh-
ren oder in ein Drittland reisen oder umsiedeln, und insbesondere alle von dem Ausschuss 
nach den Resolutionen 1267 (1999), 1989 (2011) und 2253 (2015) benannten Personen zu 
erkennen, und bekräftigt außerdem seine nachdrückliche Aufforderung an die ICAO, in Zu-
sammenarbeit mit ihren Mitgliedstaaten die Richtlinien und Empfehlungen der ICAO zur 
Sammlung, Nutzung und Verarbeitung von Daten aus Fluggastdatensätzen und zum Schutz 
dieser Daten umzusetzen; 

 42. bekräftigt seinen Beschluss in Resolution 2178 (2014), wonach alle Staaten  
sicherstellen müssen, dass ihre innerstaatlichen Gesetze und sonstigen Vorschriften schwere 
Straftaten ausreichend umschreiben, damit die in Ziffer 6 der genannten Resolution be-
schriebenen mit ausländischen terroristischen Kämpferinnen und Kämpfern zusammenhän-
genden Handlungen in einer der Schwere der Straftat angemessenen Weise strafrechtlich 
verfolgt und bestraft werden können; 

 43. legt den Mitgliedstaaten nahe
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 45. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, über bilaterale oder multilaterale 
Mechanismen und im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht und dem Völkerrecht zügig 
Informationen betreffend die Identität ausländischer terroristischer Kämpferinnen und 
Kämpfer, einschließlich, soweit zutreffend, ausländischer terroristischer Kämpferinnen und 
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nach Ziffer 49 über die Fortschritte bei der Arbeit des Ausschusses in dieser Frage Bericht 
zu erstatten; 

 54. bestätigt







S/RES/2734 (2024)  
 

24-10318 20/21 
 

 73. fordert die Mitgliedstaaten sowie die maßgeblichen internationalen Organisatio-
nen und Organe mit allem Nachdruck auf, den Personen und Einrichtungen, die eine An-
fechtung ihrer Führung auf der Liste erwägen oder diese bereits über nationale und regionale 
Gerichte anfechten, nahezulegen, die Streichung von der ISIL (Daesh)- und Al-Qaida-Sank-
tionsliste zunächst durch Einreichung eines Streichungsantrags beim Büro der Ombudsper-
son anzustreben; 

 74. nimmt Kenntnis von den internationalen Standards der Arbeitsgruppe „Finan-
zielle Maßnahmen“ (FATF) und unter anderem von ihren bewährten Verfahren hinsichtlich 
zielgerichteter finanzieller Sanktionen, auf die in Ziffer 24 Bezug genommen wird; 

 75. erinnert an seinen Beschluss, wonach für den Fall, dass der vorschlagende Staat 
einen Streichungsantrag stellt, die Verpflichtung der Staaten, die in Ziffer 1 beschriebenen 
Maßnahmen zu ergreifen, in Bezug auf diese Personen, Gruppen, Unternehmen oder Ein-
richtungen nach 60 Tagen erlischt, es sei denn, der Sanktionsausschuss beschließt vor Ab-
lauf dieses Zeitraums von 60 Tagen im Konsens, dass die Maßnahmen in Bezug auf diese 
Personen, Gruppen, Unternehmen oder Einrichtungen in Kraft bleiben, mit der Maßgabe, 
dass der Vorsitz in Fällen, in denen kein Konsens besteht, auf Antrag eines Ausschussmit-
glieds die Frage der Streichung dieser Personen, Gruppen, Unternehmen oder Einrichtungen 
von der Liste an den Sicherheitsrat zur Beschlussfassung innerhalb von 60 Tagen überweist, 
und mit der weiteren Maßgabe, dass im Falle eines solchen Antrags die Verpflichtung der 
Staaten, die in Ziffer 1 beschriebenen Maßnahmen zu ergreifen, in Bezug auf diese Perso-
nen, Gruppen, Unternehmen oder Einrichtungen für den genannten Zeitraum in Kraft bleibt, 
bis die Frage vom Sicherheitsrat entschieden wurde; 

 76. erinnert außerdem an seinen Beschluss, dass der Sanktionsausschuss im Einzel-
fall den in Ziffer 72 genannten Zeitraum von 60 Tagen im Konsens verkürzen kann; 

 77. erinnert ferner an seinen Beschluss, dass es zur Einreichung eines Streichungs-
antrags nach Ziffer 72, falls der betreffende Listeneintrag von mehreren Staaten vorgeschla-
gen wurde, eines Konsenses aller dieser Staaten bedarf, und erinnert ferner an seinen Be-
schluss, dass Staaten, die Anträge auf Aufnahme in die Liste miteinbringen, für die Zwecke 
der Ziffer 65 nicht als vorschlagende Staaten betrachtet werden; 

 78. fordert die vorschlagenden Staaten mit allem Nachdruck auf, der Ombudsperson 
zu gestatten, den auf der Liste verzeichneten Personen und Einrichtungen, die einen Strei-
chungsantrag an die Ombudsperson gestellt haben, ihre Identität als vorschlagende Staaten 
bekanntzugeben; 

 79. weist den Sanktionsausschuss an, im Einklang mit seinen Richtlinien auch wei-
terhin Anträge von Mitgliedstaaten auf die Streichung von Personen, Gruppen, Unterneh-
men und Einrichtungen, bei denen geltend gemacht wird, dass sie die in den einschlägigen 
Resolutionen festgelegten und in Ziffer 2 dieser Resolution genannten Kriterien nicht mehr 
erfüllen, von der ISIL (Daesh)- und Al-Qaida-Sanktionsliste zu prüfen, und fordert die Mit-
gliedstaaten mit allem Nachdruck auf, die von ihnen eingereichten Streichungsanträge zu 
begründen; 

 80. legt den Staaten nahe, für Personen, deren Tod offiziell bestätigt wurde, und für 
Einrichtungen, die Meldungen oder Bestätigungen zufolge nicht mehr bestehen, Strei-
chungsanträge zu stellen, gleichzeitig jedoch alle angemessenen Maßnahmen zu ergreifen, 
um sicherzustellen, dass Vermögenswerte, die diesen Personen oder Einrichtungen gehör-
ten, nicht an andere auf der ISIL (Daesh)- und Al-Qaida-Sanktionsliste oder einer anderen 
Sanktionsliste des Sicherheitsrats stehende Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrich-
tungen übertragen oder verteilt werden; 
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 81. legt den Mitgliedstaaten nahe, wenn sie die eingefrorenen Vermögenswerte ei-
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Einwand gegen diese Reise erhebt, und weist den Ausschuss ferner an, die Ombudsperson 
von seinem Beschluss zu benachrichtigen; 

Ausnahmen/Anlaufstelle 

 87. erinnert daran, dass die in Ziffer 1 beschriebenen Maßnahmen zur Einfrierung 
von Vermögenswerten nicht für Gelder und andere finanzielle Vermögenswerte oder wirt-
schaftliche Ressourcen gelten, die nach Feststellung des Sanktionsausschusses 

 a) für grundlegende Ausgaben erforderlich sind, namentlich für die Bezahlung von 
Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten und medizinischer Behandlung, 
Steuern, Versicherungsprämien und Gebühren öffentlicher Versorgungsunternehmen, oder 
ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare und der Rückerstattung von Ausga-
ben im Zusammenhang mit der Bereitstellung rechtlicher Dienste oder der Bezahlung von 
Gebühren oder Kosten für die routinemäßige Verwahrung oder Verwaltung eingefrorener 
Gelder oder anderer finanzieller Vermögenswerte oder wirtschaftlicher Ressourcen dienen, 
nachdem die Absicht mitgeteilt wurde, den Zugang zu diesen Geldern zu genehmigen, und 
der Ausschuss innerhalb von 3 Arbeitstagen nach einer solchen Mitteilung keine ablehnende 
Entscheidung getroffen hat; 

 b) für außerordentliche Ausgaben erforderlich sind, das heißt solche, die keine 
grundlegenden Ausgaben sind, nachdem die Absicht mitgeteilt wurde, die Freigabe dieser 
Gelder zu genehmigen, und der Ausschuss innerhalb von 5 Arbeitstagen nach einer solchen 
Mitteilung dem Antrag stattgegeben hat, wobei der Mitgliedstaat, der die Absicht mitteilt, 
diese Ausgaben für einen bestimmten Zeitraum beantragen sollte; 

 88. beschließt, dass der Sanktionsausschuss zu dem Zweck, eine sorgfältige Prüfung 
der nach Ziffer 84 a) und b) eingereichten Anträge auf Ausnahmen von der Einfrierung von 
Vermögenswerten für grundlegende und außerordentliche Aufwendungen zu gewährleisten, 
unverzüglich über das Sekretariat den Empfang des jeweiligen Antrags bestätigen wird,  
außer in Fällen, in denen die vorgelegten Informationen unzureichend sind, und dass das 
Sekretariat in solchen Fällen mitteilen wird, dass ein Beschluss erst dann gefasst werden 
kann, wenn die entsprechenden Informationen vorgelegt werden; 

 89. bekräftigt, dass die in Resolution 1730 (2006) eingerichtete Anlaufstelle befugt 
ist, 

 a) von auf der Liste stehenden Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtun-
gen gestellte Anträge auf Gewährung von in Resolution 1452 (2002) definierten Ausnahmen 
von den in Ziffer 1 a) dieser Resolution beschriebenen Maßnahmen entgegenzunehmen, mit 
der Maßgabe, dass der Antrag zuerst dem Staat der Ansässigkeit und jedem anderen Staat, 
in dem die dem Ausnahmeantrag unterliegenden Vermögenswerte gehalten werden, zur Prü-
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weist den Ausschuss ferner an, diese Personen über die Anlaufstelle von seinem Beschluss 
zu benachrichtigen; 

 90. bekräftigt, dass die Anlaufstelle befugt ist, Mitteilungen von folgenden Personen 
entgegenzunehmen und dem Sanktionsausschuss zur Prüfung zu übermitteln: 

 a) Personen, die von der ISIL (Daesh)- und Al-Qaida-Sanktionsliste gestrichen 
wurden; 

 b) Personen, die behaupten, dass sie aufgrund falscher oder irrtümlicher Identifi-
zierung oder einer Verwechslung mit auf der ISIL (Daesh)- und Al-Qaida-
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 d) alle anderen Namen auf der ISIL (Daesh)- und Al-Qaida-Sanktionsliste, die seit 
drei oder mehr Jahren nicht überprüft wurden („dreijährliche Überprüfung“); 

 94. weist den Sanktionsausschuss an, zu überprüfen, ob diese Listeneinträge nach 
wie vor angemessen sind, und weist den Ausschuss ferner an, Listeneinträge zu streichen, 
wenn er entscheidet, dass sie nicht mehr angemessen sind; 

 95. weist das Überwachungsteam an, Listeneinträge, für die Informationsersuchen 
des Sanktionsausschusses vorliegen, die keiner der relevanten Staaten innerhalb von drei 
Jahren schriftlich beantwortet hat, an den Vorsitz zur Prüfung zu verweisen, und erinnert in 
dieser Hinsicht den Ausschuss daran, dass sein Vorsitz in dieser Eigenschaft tätig werden 
und Namen zur Streichung von der ISIL (Daesh)- und Al-Qaida-Sanktionsliste vorlegen 
kann, wenn angezeigt und vorbehaltlich der normalen Beschlussfassungsverfahren des Aus-
schusses; 

Koordinierung und Kontaktarbeit 

 96. weist den Sanktionsausschuss an, auch weiterhin mit den anderen zuständigen 
Sanktionsausschüssen des Sicherheitsrats, insbesondere den Ausschüssen nach den Resolu-
tionen 1533 (2004), 1988 (2011), 1970 (2011), 2140 (2014) und 2713 (2023), zusammen-
zuarbeiten; 

 97. erklärt erneut, dass die laufende Zusammenarbeit zwischen dem Sanktionsaus-
schuss und den für die Terrorismusbekämpfung zuständigen Organen der Vereinten Natio-
nen, namentlich dem Ausschuss zur Bekämpfung des Terrorismus, dem Ausschuss nach 
Resolution 1540 (2004) und dem mit Resolution 71/291 der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen eingerichteten Büro der Vereinten Nationen für Terrorismusbekämpfung, 
sowie ihren jeweiligen Sachverständigengruppen verstärkt werden muss, namentlich und je 
nach Bedarf durch verstärkten Informationsaustausch und die Koordinierung der Besuche 
in Ländern, die unter ihr jeweiliges Mandat fallen, der Erleichterung und Überwachung der 
technischen Hilfe, der Beziehungen zu internationalen und regionalen Organisationen und 
Stellen sowie in sonstigen für 
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 101. beschließt, zur Unterstützung des Sanktionsausschusses bei der Erfüllung seines 
Mandats sowie zur Unterstützung der Ombudsperson das Mandat des derzeitigen, nach Zif-
fer 7 der Resolution 1526 (2004) eingesetzten Überwachungsteams mit Sitz in New York 
und seiner Mitglieder unter der Leitung des Ausschusses und mit den in Anlage I beschrie-
benen Aufgaben um einen weiteren Zeitraum von 36 Monaten ab dem Ablauf seines derzei-
tigen Mandats im Juni 2024 zu verlängern, bekundet seine Absicht, das Mandat zu überprü-
fen und spätestens am 17. Mai 2027 einen geeigneten Beschluss über die weitere Verlänge-
rung des Mandats zu fassen, und ersucht den Generalsekretär, die dafür notwendigen Vor-
kehrungen zu treffen; 

 102. weist das Überwachungsteam an, in seinen in Anlage I Buchstabe a) genannten 
umfassenden, unabhängigen Berichten an den Sanktionsausschuss über die einschlägigen 
thematischen und regionalen Fragen und über neue Entwicklungen Bericht zu erstatten, über 
die der Sicherheitsrat oder der Ausschuss nach der Verabschiedung dieser Resolution Infor-
mationen zu erhalten wünscht; 

 103. legt den relevanten Missionen der Vereinten Nationen nahe, im Rahmen ihrer 
vorhandenen Mandate, Ressourcen und Fähigkeiten dem Sanktionsausschuss und dem 
Überwachungsteam behilflich zu sein, beispielsweise durch logistische Unterstützung, Hilfe 
auf dem Gebiet der Sicherheit und Informationsaustausch bei ihren Tätigkeiten im Hinblick 
auf die von ISIL, Al-Qaida und den mit ihnen verbundenen Personen, Gruppen, Unterneh-
men und Einrichtungen ausgehende Bedrohung in ihrem jeweiligen Einsatzgebiet; 

 104. weist das Überwachungsteam an, Fälle von Nichteinhaltung der in dieser Reso-
lution verhängten Maßnahmen und dabei auftretende Muster zu ermitteln, Informationen 
darüber zu sammeln und den Sanktionsausschuss darüber unterrichtet zu halten sowie den 
Mitgliedstaaten auf Antrag Hilfe beim Aufbau von Kapazitäten zu vermitteln, ersucht das 
Überwachungsteam, mit dem Staat/den Staaten der Ansässigkeit, der Nationalität, des Auf-
enthalts- beziehungsweise Standorts oder der Gründung, den vorschlagenden Staaten, ande-
ren relevanten Staaten und den relevanten Missionen der Vereinten Nationen eng zusam-
menzuarbeiten, und weist das Überwachungsteam ferner an, dem Ausschuss Maßnahmen 
zur Reaktion auf Fälle von Nichteinhaltung zu empfehlen; 

 105. weist den Ausschuss an, mit Unterstützung seines Überwachungsteams und  
gegebenenfalls in Abstimmung mit dem Ausschuss zur Bekämpfung des Terrorismus und 
seinem Exekutivdirektorium, dem Büro für Terrorismusbekämpfung und der FATF Sonder-
sitzungen zu wichtigen thematischen oder regionalen Fragen und den Kapazitätsproblemen 
der Mitgliedstaaten abzuhalten, um Bereiche der Bereitstellung technischer Hilfe zu ermit-
teln und zu priorisieren und die Mitgliedstaaten so zu einer wirksameren Umsetzung zu be-
fähigen; 

 106. wiederholt seine in Resolution 2462 (2019) enthaltene Aufforderung an das 
Büro für Terrorismusbekämpfung, in enger Zusammenarbeit mit dem Büro der Vereinten 
Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung und im Benehmen mit dem Exekutiv-
direktorium des Ausschusses zur Bekämpfung des Terrorismus, dem Team für analytische 
Unterstützung und Sanktionsüberwachung und anderen Mitgliedern des Globalen Paktes so-
wie mit internationalen Finanzinstitutionen wie dem Internationalen Währungsfonds und der 
Weltbank und anderen Interessenträgern, einschließlich der FATF-ähnlichen regionalen 
Gremien, die Koordinierung zu verstärken, mit dem Ziel, integrierte technische Hilfe bei 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung zu leisten, einschließlich Hilfe, 
um die die Mitgliedstaaten ersuchen, um ihre Kapazität zur Durchführung dieser Resolution 
zu verstärken; Untt 
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Anlage I 

 Im Einklang mit Ziffer 98 dieser Resolution ist das Überwachungsteam unter der Lei-
tung des Sanktionsausschusses tätig und hat die folgenden Mandate und Aufgaben: 

 a) dem Ausschuss alle sechs Monate umfassende, unabhängige schriftliche Be-
richte vorzulegen, den ersten zum 30. Juni 2024, zu den folgenden Themen: 

i) die Umsetzung der in Ziffer 1 dieser Resolution genannten Maßnahmen durch 
die Mitgliedstaaten; 

ii) die von ISIL, Al-Qaida, der ANF und den mit ihnen verbundenen Personen, 
Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen ausgehende weltweite Bedrohung, unter 
anderem die Bedrohung, die von der Präsenz von ISIL und ihren Unterorganisationen 
in Irak, der Arabischen Republik Syrien, Libyen, Afghanistan und darüber hinaus aus-
geht, und die Bedrohungen, die von Boko Haram ausgehen; 

iii) die Wirkung der Maßnahmen in Resolution 2199 (2015)

https://undocs.org/ot/S/RES/2199(2015)
https://undocs.org/ot/S/RES/2253(2015)
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vorgesehenen Tätigkeiten zur Erfüllung seiner Aufgaben im Detail aufführt, einschließlich 
geplanter Reisen, in enger Abstimmung mit dem Exekutivdirektorium des Ausschusses zur 
Bekämpfung des Terrorismus und der Sachverständigengruppe des Ausschusses nach Re-
solution 1540 (2004), um Doppelarbeit zu vermeiden und Synergien stärker zu nutzen; 

 f) mit dem Exekutivdirektorium des Ausschusses zur Bekämpfung des Terroris-
mus und der Sachverständigengruppe des Ausschusses nach Resolution 1540 (2004) eng 
zusammenzuarbeiten und Informationen mit ihnen auszutauschen, um Konvergenzbereiche 
und Überschneidungen zu ermitteln und die konkrete Koordinierung zwischen den drei Aus-
schüssen, einschließlich in der Berichterstattung, erleichtern zu helfen; 

 g) an allen einschlägigen Aktivitäten im Rahmen der Weltweiten Strategie der Ver-
einten Nationen zur Bekämpfung des Terrorismus aktiv mitzuwirken und diese zu unterstüt-
zen, einschließlich im Rahmen des Arbeitsstabs Terrorismusbekämpfung, der eingerichtet 
wurde, um die Gesamtkoordinierung und -kohärenz der Maßnahmen des Systems der Ver-
einten Nationen zur Bekämpfung des Terrorismus, insbesondere über seine entsprechenden 
Arbeitsgruppen, zu gewährleisten; 

 h) im Namen des Ausschusses Informationen zu Fällen gemeldeter Nichteinhal-
tung der in Ziffer 1 dieser Resolution genannten Maßnahmen zu sammeln, indem es unter 
anderem die aus allen relevanten Quellen, einschließlich der Mitgliedstaaten und des Privat-
sektors, eingeholten Informationen zusammenstellt, mit den entsprechenden Parteien Kon-
takt aufnimmt und Fallstudien durchführt, sowohl auf eigene Initiative als auch auf Ersuchen 
des Ausschusses, und dem Ausschuss Fälle der Nichteinhaltung und Handlungsempfehlun-
gen zur Reaktion auf solche Fälle der Nichteinhaltung vorzulegen, damit dieser sie prüft; 

 i) dem Ausschuss Empfehlungen vorzulegen, welche die Mitgliedstaaten bei der 
Umsetzung der in Ziffer 1 dieser Resolution genannten Maßnahmen und bei der Ausarbei-
tung von Vorschlägen für weitere Aufnahmen in die ISIL (Daesh)- und Al-Qaida-Sank-
tionsliste heranziehen könnten; 

 j) dem Ausschuss bei der Prüfung der Vorschläge zur Aufnahme in die Sanktions-
liste behilflich zu sein, namentlich indem es Informationen, die für den Aufnahmevorschlag 

https://undocs.org/ot/S/RES/1540(2004)
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Reiseverbot besser bekanntzumachen, seine Einhaltung zu verbessern und Erkenntnisse 
über seine praktische Umsetzung zu gewinnen, unter anderem über die Nutzung der den 
Mitgliedstaaten von Zivilluftfahrtunternehmen bereitgestellten vorab übermittelten Flug-
gastdaten, und Empfehlungen zur Stärkung der Umsetzung dieser Maßnahme zu erarbeiten; 

 y) gegebenenfalls in Abstimmung mit nationalen Behörden mit den Mitgliedstaa-
ten und den in Betracht kommenden Vertreterinnen und Vertretern internationaler und re-
gionaler Organisationen und des Privatsektors Konsultationen zu führen, um das Rüstungs-
embargo besser bekanntzumachen, seine Einhaltung zu verbessern und Erkenntnisse über 
seine praktische Umsetzung zu gewinnen, mit besonderem Schwerpunkt auf den Maßnah-

https://undocs.org/ot/S/RES/1699(2006)
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Sammlung von Informationen (vier Monate) 

 1. Sobald bei der Ombudsperson ei
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 18. Die Ombudsperson achtet in allen Kommunikationen mit dem Antragsteller die 
Vertraulichkeit der Beratungen des Ausschusses und der vertraulichen Kommunikationen 
zwischen der Ombudsperson und den Mitgliedstaaten. 

 19. Die Ombudsperson kann den Antragsteller und die für einen Fall relevanten, 
jedoch nicht dem Ausschuss angehörenden Staaten über den Stand des Verfahrens unter-
richten. 

 Sonstige Aufgaben des Büros der Ombudsperson 

 20. Die Ombudsperson nimmt zusätzlich die folgenden Aufgaben wahr: 

 a) Sie übermittelt veröffentlichungsfähige Informationen über die Verfahren des 
Sanktionsauen.
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